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öffentliche Sitzung 
 

TOP 5. DS-166/2023 Antrag SPD und Bündnis 90/Die Grünen: 
Integriertes Klimaschutzkonzept (IKK) 

 
Die Verwaltung der Stadt Bruchköbel setzt sich das Ziel, so zeitnah wie möglich, eine ausgeglichene Energiebilanz zu erreichen. Vor 
diesem Hintergrund beginnt die Verwaltung im Kalenderjahr 2024 mit der Entwicklung eines Integrierten Klimaschutzkonzepts (IKK) und 
setzt dieses schrittweise um. 
 
Für die Entwicklung des IKK werden im kommunalen Haushalt 2024 und in der mittelfristigen Finanzplanung der Stadt Bruchköbel die 
erforderlichen Mittel bereitgestellt. Die jährlichen Kosten und der Personalbedarf für Planung und Umsetzung der dafür notwendigen 
Maßnahmen sind zielorientiert abzuschätzen. 
 
Die hierfür zur Verfügung stehenden Fördermittel der Europäischen Union, des Bundes und des Landes Hessen, etwa für die Schaffung 
der koordinierenden Stelle einer/eines Klimaschutzbeauftragten innerhalb der städtischen Verwaltung, werden beantragt und nach 
Möglichkeit voll ausgeschöpft, um den Haushalt der Stadt Bruchköbel so weit wie möglich zu entlasten. 
 
Ein Monitoring der Umsetzungsstrategie bezüglich der jeweils erreichten Ergebnisse wird ab dem Jahr 2025 im jährlichen Turnus 
durchgeführt. Der Magistrat berichtet jährlich sowohl vor der Stadtverordnetenversammlung als auch auf der Bürgerversammlung über 
den Stand der Umsetzung des IKK und den damit verbundenen aktuellen Sachstand hinsichtlich des zeitnahen Erreichens einer 
ausgeglichenen Energiebilanz der Liegenschaften der Stadt Bruchköbel. 
 
Zur Nutzung von Synergien soll sich die Stadt Bruchköbel dem Bündnis “Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ anschließen und in einen 
engen Austausch mit ihren Nachbarkommunen treten, welche dem vorgenannten Bündnis bereits angehören. 
 
Abstimmung: bei 19 Ja-Stimmen (FDP, GRÜNE, SPD), 4 Nein-Stimmen (BBB) und 7 Enthaltungen 
(CDU) beschlossen 
 

 




